
MÖGLICHKETTENDERVERMÖGENSABSCHÖPFUNG

BE BETAUBUNGSMITTELDELİKTEN IM

BEREICH DES STRABENVERKAUFS SOWIE IM

VERLAUF VON ERFORDERLICHEN

“ANSCHLUSSMABNAHMEN IM RAHMEN DER

HAFTSACHENBEARBEITUNG”

Sevim GEZİCİ

I, Einleitung

Ich glaube, es ist kaum mebhr nötig zu definieren, was unter Betâubungs-
mitteldelikten zu verstehen ist. Nahezu tâglich berichten die Medien über die

vielfâltigen Erscheinungsformen dieses Phânomens. In der öffentlichen Dis-

kussion um die Innere Sicherheit haben der Betâubungsmittelhandel und ihre

Bekâmpfung einen hohen Stellenwert erlangt. Dessen sind sich die Justiz und
die Polizei bewusst und reagiert entsprechend.

Gerade mit dem Betâubungsmittelhandel Erinnerungen an spektakulâre
Verfahren, die Sach - und Personalressourcen von Justiz und Polizei über lân-

gere Zeitrâume erheblich in Anspruch genommen haben.

Der Betâubungsmittelhandel und die offene Drogenszene operierte ın den
9Oer Jahren in giner bisher noch nicht bekannten Erscheinungsform und Inten-
sitât,

Gekennzeichnet war diese durch ein stândiges kaufen und verkaufen von
harten Drogen, wie Heroin und Kokain, sowie das öffentiiche konsumieren

dieser Substanzen in gröBeren Personengruppen.

“Marktführer” waren und sind immer noch Tâtergruppierungen, die über-

wiegend schwarzafrikanischer Herkunft sind. Speziell der professionell — or-

ganisiert betriebene so genannte “Ameisenhandel“ mit kleinsten Konsumein-

 

*  Rechtsreferandarin beim Landgericht — Düsseldorf/Deutschland.
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heiten (sog. “Bubbles”) Kokain in Form von Mundcontainern liegt deutlich in

der Hand von Schwarzafrikanern.

Zu Recht und mit Sorge fragen die Bürgerinnen und Bürger des Landes
NRW: Wie schützt uns die Justiz und Polizei vor stetig zunehmenden und

skrupellosen Rauschgifttaten?

Die Justiz- und Polizeibehörden stehen am Anfang des 21. Jahrhunderts

vor groen Herausforderungen und Chancen. Der Schutz der Bürger vor Ge-
fahren und Kriminalitât bei gleichzeitiger Gewâhrung gröBtmöglicher Frei-
heitsrechte ist eine der Kernaufgaben des Staates. Nur in einem koordinierten
Zusammenwirken aller Sicherheitsorgane wird es in Zukunft möglich sein,

den Betâubungsmittelhandei nachhaltig und effektiv zu bekâmpfen. Für den
Bereich der Justiz erfordert dies die Beseitigung nationaler Strafbarkeitslücken

und der Gewâhrleistung ausreichender nationaler Schutzstandards.

Die Strafverfolgungsbehörden und die Justiz sehen die Gefahr realistisch.

Auch der Staattut das.

Sie arbeiten intensiv daran, die Strategien zu Bekâmpfung dieser Krimina-

litât zu verfeinem und neue Bekâmpfungskonzepte zu entwickeln. Konzepte,
die sich nicht nur darauf beschrânken, auf den Betâubungsmittelhandel zu

reagieren, sondem sie möglichst schon im Keim zu ersticken.

Finige dieser Bekâmpfungskonzepte, die zum Teil bereits umgesetzt, zum

Teil noch in der Planung sind, möchte ich Ihnen kurz erlâutem:

Von der Polizei werden Mağnahmen zur Vermögensabschöpfung eingelei-

tet, die in verschiedenen gesetzlichen Bestimmungen (StGB) geregelt sind.

Alle Mapnahmen der Vermögensabschöpfung nach $$ 73 ff. StGBtrifft

nur das Gericht im Urteil. Zur Sicherung dieser MaBnahmen müssen/können

die vorlâufigen Ma$nahmen nach Ş İllb ff. StPO im Ermittlungsverfah-

remw/Strafverfahren vor dem Urteil (bzw. dessen Rechtskraft) getroffen werden.

Alle von der Polizei, Staatsanwaltschaft und Ermittlungsrichter zu treffenden

vorlâufigen Vermögensabschöpfungsmağnahmen beziehen sich direkt im
untrennbaren iogischen Bezug auf die damit erstrebte Urteilstenorierung.

Die Abschöpfung von Vermögen aus Straftaten ist ein auBerordentlich

schwieriges Rechtsgebiet, da eine Vielzahl von zivilen - und finanzrechtlichen

Bereichen in ein Strafverfahren hineinwirken. Daher war es in der Vergangen-

heit selten möglich im Rahmen eines Strafverfahrens auch die Vermögenswer-
te aus einer Straftat zu ermitteln und für die Behörden greifbar zu machen. Es

mangelte an Fachkompetenz auf Seiten der Richter und Staatsanwâlte. Aus

diesem Grunde wurden zusâizliche Stellen für Staatsanwâlte geschaffen, die

sich ausschlie8lich der Thematik der Vermögensabschöpfung widmensollen.



Mözglichkeiten Der Vermögensabschöpfung Bel... 479

Bei der Bekâmpfung des Drogenhandels ist die enge vertrauensvolle Zu-

sammenarbeit zwischen allen an der Strafverfolgung beteiligten Behörden
unerlâsslich.

- Diesgilt erst Rechtfür die strafrechtlichen Finanzermittlungen. Dazu gibt

es bereits seit 1993 eine “Richtlinie über strafrechtliche Finanzermittlungen
zur Abschöpfung krimineli erlangter Gewinne”. Im Bereich der Staatsanwalt-
schaften ist als wichtigste organisatorische MaBnahme die Bestimmung cines

Sonderdezementen zu nennen. Dieser Sonderdezement steht in Finanzermitt-

lungen, die noch nicht Gegenstand eines konkreten Strafverfahrens sind. Wir

sprechen von so genannten verfahrensunabhângigen Finanzermittlungen, als
Ansprechpartner für alle zu treffenden Entscheidungen und Verfügungen.

Bei vielen Straftaten ist Bereicherung oder Gewinnstreben handlungslei-

tendes Motiv.

Ziel der Vermögensabschöpfung ist daher, finanztelle Transaktionen von
Tatverdâchtigen aufzudecken und die Erlöse, die ursprünglich aus Straftaten

stammen den Tâter oder Begünstigten wieder zu entziehen. Das Erlangte soli

entweder dem Staat oder den Opfem zurückgegeben werden.

Das Institut des VerfalIs hat also sowohl spezial- als auch generalprâventi-
ve Wirkung, âhnlich wie der zivilrechtlicher Bereicherungs- und

Restitutionsanspruch!.

Die spezialprâventive Wirkung von Straftaten wird durch den Entzug der
Erlöse, die aus den Taten gezogen werden, nachhaltig verstârkt. Hierdurch

wird den Tötem die finanzielle Basis entzogen, Handlungsmöglichkeiten von
Straftâtern oder kriminellen Organisationen cingeengt unddas Vertrauen der
Bevölkerung in die Strafrechtspflege gesteigert. Zudem wird Opfem rechts-
widriger Taten die Schadenswiedergutmachung erleichtert.

Die Vermögensabschöpfung stellt auch eine Prâvention vor weiteren
Straftaten dar, denn durch den Entzug der finanziellen Ressourcen fallen oft-

mals auch die Möglichkeiten weitere Straftaten zu begehen weg. Tâter um den
Ertrag ihrer Straftaten zu bringen wiegt oftmals mehr als Freiheitsentzug.

Einer Abschöpfung der aus rechiswidrigen Taten erlangten Vorteile
kommtsomit erhebliche Bedeutung zu.

Die konseguente Abschöpfung kriminell erlangten Vermögens sowie die
wirksame Verhinderung und die Bekâmpfung der organisierten Kriminalitât
sind wichtige sicherheitspolitische Ziele des Landes.

 

i Eberbach, Zwischen Sanktion und Prâvention, NSZ 1987, 486 (490).
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Die MaBnahmen der Vermögensabschöpfung sind keine Bestrafung des

Tüters. Sie sind lediglich Ausdruck des Grundsatzes dass niemand durch ille-
gale Handlungeneinen finanziellen Vorteil erlangen darf.

Die Gewinnabschöpfung macht bei allen Straftaten Sinn, bei denen der

Tüter “etwas “erlangt hat.

Jede Durchführung vermögensabschöpfender Ma8nahmen setzt zunâchst
ein Erkennen von Ansprüchen voraus. Der Anspruch des Staates bestimmt

sich insbesondere nach den Vorschriften der $$ 73 ff. StGB (Verfall und

Rückgewinnungshilfe), $ 74 ff. StGB (Einziehung) und $ 43 a StGB (Vermö-

gensstrafe). Dazu zâhlen auch die Mafnahmen zur Sicherung der Ansprüche

von Geschâdigten.

Nach Aufspürung von Vermöpenswerten erfolget dessen Sicherung.

II. Begriffe

Im Zusammenhang mit der Vermögensabschöpfung werden verschiedene

Beeriffe hüufig unterschiedlich oder missverstândlick gebraucht. Deshalb

sollen die zentralen Begriffe kurz erlâutert werden.

1. Vermögensabschöpfung |

Als Vermögensabschöpfung werden alle im Zusammenhang mit den Vor-

schriften der $$ 73 ff. StGB (Verfall, Verfall von Wertersatz, Einziehung und

Binziehung von Wertersatz) stehenden Ma8nahmen, durch die als Nebenfolge

der Tat Vermögenswerte abgeschöpft oder der sog. Rückgewinnungshilfe
zugeführt werdensoll, bezeichnet.

2. Bruttoprinzip

Mit der Neufassung des $ 73 Abs. 1 StGB vom 28. 02. 1992 wurde der

Begrift “Vermögensvorteil “durch die Formulierung “etwas “ersetzt, sodass

damit das Bruttoprinzip giliZ.

Im Sinne des Gesetzgebers umfasst der Begriff “etwas “die Gesamtheit

der aus der Tat erlangten3,jedoch keine immateriellen Werte.

Nach der früher herrschenden Meinung galt für den Verfall von Taterlösen

nach den $$ 73 ff. StGB a. F. das Nettoprinzip, was auf die Verwendung des
Begrifts “Vermögensvorteil “zurückgeführt wurde. Vom Verfall erfasst war

daher nur der dem Töâter nach Abzug der durch die Tat veranlassten Kosten
verbleibende Taterlös$, Das wirtschaftliche Risiko bei Begehung einer Straftat
 

2 Krey/Dierlam, Gewinnabschöpfung und Geldwösche, JR 1992, 5. 353 (357).

3 RegE OrgKG BT-Drucks, 12/989, 23; Tröndle/Fischer, SEGB zu Ş 73 Rn.8.

4 BGHSt31, 145146).
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lag also beim Staat, soweit der Tüter kriminelle Gewinne gemaclıt hatte. Der
Tâter stand im Ergebnis finanziell trotz seines unredlichen Einsatzes ohne
Verlust da, da seine Kosten von den Gewinnen abgesetzt wurden. Er musste
nur dafür sorgen, dass er erst nach Erhalt des Gewinns festgenommen wurde
und nicht schon vorher.

Bedenken gegen das Nettoprinzip ergaben sich jedoch aus der Gesamtsys-
tematik der Rechtsordnung. Die Saldierungspflicht führte nâmlich zu Wer-
tungswidersprüchen in der Rechtsordnung. Hâufig war unklar was nun saldiert
werden konnte. Ali diese aufgeführten Gründe veranlassten den Gesetzgeber

auf das Bruttoprinzip überzugehen.

Mit der Einführung der Bruttogewinnabschöpfung ist ein kriminalpoliti-
sches Instrument geschaffen worden, das bei der Bekâmpfung der auf Gewin-
nerzielung gerichteten Kriminalitât, cine wirksame Waffe darstelit.

HI. Materielle Rechtsgrundlagen der Vermögensabsehöpfung

Die materiellen Rechtsgrundlagen für die Vermögensabschöpfung werden
kurz dargestelit.

1. Die Verfalisvorschriften

a) Rechtsnatur und Zweck

Die Verfallsvorschriften der $$ 73, 73 a und 73 d StGB dienen der Ge-

winnabschöpfung und damit dem Ausgleich unrechtmâğiger Vermögensver-
schiebungen. Im Zivilrecht versagt $ 817 S. 2 BGB demjenigen, der sich
selbst auBerhalb der Rechtsordnung stellt, die Unterstützung des Gerichts bei
der Rückabwicklung seines zweifelhaften (verbotenen) Geschâfts. Danach ist

das in das verbotene Geschâft investierte Unwiederbringlich verloren. Dieser

Grundsatzist auch auf den Verfall gem. $ 73 StGB analog anzuwenden5. Die-

ser Zweck bestimmtauch ihre Rechtsnatur©.

$ 73 StGB gilt für alle Straftaten nach dem StGB und sâmtliche Nebenge-

setze mit Ausnahme des OWIG.

Bei den MaBnahmen des Verfalls und des Verfalls von Wertersatz, die in
der Regel für die Abschöpfung der illegalen Vermögensvorteile heranzuziehen
sind, handelt es sich um “Muss-Vorschriften “. Liegen die Tatbestandsvoraus-
setzungen des Abs. İ vor, so hat das Gericht den Verfali des Gegenstandes

anzuordnen. Ein Ermessen hat das Gericht für die Anordnung nicht, maximal

 

5 Tröndle/Fischer, SIGB zu $73Rn.2.

©  Tiöndie/Fischer, StGB zu $ 73 Rn. 2; Lackner/Kühi, StGB zuŞ73Rn.1.
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über die Hürtevorschrift des $ 73 c StGB können Hârtefallkorrekturen vorge-

nommen werden.

Diesgilt nicht, soweit dem Verletztem aus der Tat gin Anspruch erwach-
sen ist, dessen Erfüllung dem Tüter oder Teilnehmer den Wert des aus der Tat

Erlangten entziehen würde. Bei BtM — Geschâftenist

$ 817 S. 2 BGB zu beachten, wonach der Rückforderungsanspruch des

Verletzten bei verbotenen Geschüften ausgeschlossenist. Gleichesgilt für den

erweiterten Verfall,

Eine rechtswidrige Tat ist gem. $ 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB nur cine solche,
die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht. Schuldhafte Begehungist
nicht gefordert - auch Kinder oder aus anderen Gründen Schuldunfâhige kön-
nen erlangen und werden somit Ziel von VermögensabschöpfungsmaBnah-

men), Für die Anwendung des $ 73 StGB reicht auch eine fahrlâssige Tat aus.

b) Der Verfall nach $ 73 Abs. 1 StGB

Der Verfall nach Ş$ 73 Abs. 1 S. 1 StGB ist die Grundlage und der vom

Gesetzgeber vorgesehene Regel/Grundfall der Vermögensabschöpfung.

Nach der Konzeption des Entwurfs (E) 1962 wies der Verfall zwar Züge

einer strafâhnlichen MaB8nahme auf, da er eine schuldhaft-rechiswidrige Tat
voraussetzend, die Strafe “ergânzen “sollte. Der Entwurf (E) 1962 lehnte es

Jedoch ab ihn zu einer Nebenstrafe auszugestalten, da dies mit der Zulâssigkeit

der selbstândigen Anordnung ($ 76 a StGB) unvertrâglich gewesen wâre3.

$ 73 Abs. 1 StGB knüpft den Verfall an die Begehung ciner schuldlos-

rechtswidrigen Tat an, sodass einer Charakterisierung als strafâhnliche MaB-

nahme der Boden entzogen wird.

Primâres Ziel von $ 73 ff. StGB liegt darin, dem durch den Rechtsbruch

Bereicherten oder Begünstigten ohne Rücksicht auf etwaiges Verschulden
seine Vorteile wieder zu entziehen.

Nach dem BGH? verfolgt der Gesetzgeber mit der Abschöpfung nach dem

Bruttoprinzip primâr Prâventionszwecke.

Angestrebt wird die Verhinderung gewinnorientierter Straftaten. Der Be-
troffene soll das Risiko strafbaren Handelns tragen und durch die Vermögens-
abschöpfung auf den vermögensrechtlichen “status guo “vor Begehung der

Straftat gestellt werden.

 

7 Tröndle /Fischer, S(GB zu $ 73 Rn.2.

8 Begründung,S.240.
9 BGH, Urteil von 21. 08. 2002, 1 SIR 115/02.
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Ist cine rechtswidrige Tat begangen, und hat der Tüter oder Teilnehmerfür

die Tat oder aus ihr etwas erlangt, so ordnet das Gericht nach Ş 73 Abs. 1

StGB dessen Verfall an. Es dürfen nur solche Vermögensvorteile für verfallen

erklârt werden, die der Tâter/Teilnehmer durch eine von der Anklage und vom

Tatrichter festgestellte Tat erlangt hat!0.

Der Tâter/Teilnehmer hat für die Tat oder aus ihr etwas erlangt, sobald er

mindestens die faktische Verfügungsgewalt über gine Sache oder ein Recht
ausüben kann!|,

Das “Fiwas “muss unmittelbar, wenn auch über einen Mittelsmann (z. B.

Tteuhânder) erlangt wordensein.

Des Weiteren muss zwischen der Tat und dem hieraus erlangten “etwas
“ein yualifizierter Zusammenhang bestehen. Es ist der staatliche Nachweis zu
führen, dass gerade zum Verfall anstehende Gegenstand aus der rechtswidri-
gen Tat stammt.

Falls das Verfahren nach $$ 153 ff. StPO cingestelit worden ist, kommt

eine Verfallsanordnung im objektiven Verfahren gem. $ 76 a StGB in Be-

tracht!2. ,

Hat beispielsweise der Tüter aus einer rechtswidrigen Tat 100 Euro erlangt
und befinden sich anschlieBend in seiner Geldbörse 600 Euro, so ist- um $ 73

Abs.1 StGB anwenden zu können - konkret nachzuweisen, welche individuel-

len Geldscheine aus der rechtswidrigen Tat stammen.

Der Verfall scheidet gem. $ 73 StGB aus, sofern das Taterlangte mit einer

anderen Sache verbunden, vermengt oder vermischt wird und dadurch eine

neve Sache entsteht oder in der Hauptsache untergeht

($$ 950 ff. BGB)3,

Es erfolgt cine Abschöpfung über den Wertersatzverfall nach $ 73 a StGB,
der unter Ziffer 4 behandelt wird.

c) Nutzungen gem. $ 73 Abs.2S.15StGB

Nach $ 73 Abs. 2 StGB erstreckt sich der Verfall auch auf die gezogenen

Nutzungen; also auch auf die Gegenstânde, die der Tâter oder Teilnehmer
durch die VerâuBerung eines erlangten Gegenstandes oder als Ersatz für des-

 

10 BGHSt28, 369 (369).
İl BGHNSIZ-RR 1997, 262 (262).
12 BGHNSIZ-RR 1997, 262 (262); Tröndle/Fischer, StGBzu $ 73 Rn.10.
13 Tröndle/Fischer, SEGBzu $ 73 a Rn.4; Sehönke/Schröder, StGB zu $ 73 a Rn.4.
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sen Zerstörung,Beschödigung oder Einziehung oder auf Grund eines erlang-
ten Rechts erworben hat.

d) Surrogate gem. $ 73 Abs.25.2StGB

Die Vorschrift des $ 73 Abs. 2S. 2 S(GB stellt es im Ermessen des Ge-

richts, auf die Ersatzgegenstânde bzw. Surrogate des ursprünglich Erlangten
zurückzugreifen. Sieht das Gericht vom Verfali des Ersatzgegenstandes ab, hat

es jedoch nach $ 73 a StGB vorzugehen und Wertersatz anzuordnen.

e) Handeln für einen anderen nach $ 73 Abs. 3 StGB

Auch gegen Tatunbeteiligte kann der Verfall angeordnet werden, wenn er
aus der Tat des Töters/Teilnehmers einen Vermögensvorteil erlangt hat. Der
BGH zielt auf den Rechtsgedanken der $$ 822, 818, 819 BGB ab, wenn der

Tüöter/Teilnehmerinkriminiertes Vermögen unentgeltlich auf Dritte überiröğt.

Bei der unentgeltlichen Verfügung des inkriminierten Vermögens auf
Dritte kommt es wegen des Rechtsgedankens des $ 822 BGB nicht auf die
Gut- oder Bösglüubigkeit des Dritten an. Der Verfall wird in beiden Fâllen
angeordnet ohne Rücksicht auf Gut- oder Bösglâubigkeit.

f) Dritteigentümerbezogener Verfall nach $ 73 Abs. 4StGB

Der Verfall wird auch dann angeordnet, wenn der Gegenstand ginem Drit-
ten gehört oder zusteht, der ihn für die Tat oder sonst in Kenntnis der Tatum-

stânde gewâhrt hat.

2. Verfahrensvorschriften zur vorlâufigen Vermögenssicherung

a) Die Sicherstellung durch Beschlagnahme nach $ 111b Abs. 1 StPO

Nach Ş$ 111 b Abs. 1 StPO können Gegenstânde im Vorverfahren be-

schlagnahmt werden, wenn Gründe für die Annahme vorhanden sind, dass die
Voraussetzungen für ihren Verfall ($$ 73 Abs. 1-4, 73 d Abs. 1 StGB) oder
ihrer Einziehung ($$ 74, 74 a StGB)vorliegen.

Die Beschlagnahme nach Ş 111 b StPO stellt den vorlâufigen Volistre-
ckungstitel nach $ ill b Abs. li. V.m. lll e Abs. 1 StPO dar, der den

Zugriff auf das inkriminierte ($$ 73, 73d Abs. | StGB) oder bemakelte Ver-

mögen ($$ 74, 74a StGB)erlaubt. Ohne Vorliegen dieses Vollstreckungstitels

ist cin Zugriff auf die Gegenstânde rechtswidrig und unzulâssig.

Das von der Tat erlangte Vermögenswert wird gem. $ 111 b Abs. 1 StPO
durch Beschlagnahmesichergestellt. Dabei umfasst der Begriff
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“Gegenstânde “in $ Ill b S(PO bewegliche und unbewegliche Sachen

sowie alle Rechtel4,

$Ill c StPO regelt die Beschlagnahme. Zu beachten ist, dass im Be-
schlagnahmebeschluss bzw. in der Beschlagnahmeanordnung der zu sichernde
Gegenstand individuell und bestimmt aufzuführen und identifizierbar zu be-

zeichnenist.

Die Beschlagnahme gem. $ 111 c Abs. 1 StPO erfolgt durch İngewahr-
samnahme der Sache oder durch Anbringung eines Siegels oder durch Kennt-
lichmachung in sonstiger Weise,

Forderungen und andere Vermögensrechte werden gem. $ İll ç Abs. 3
StPO durch Pfândung beschlagnahmt.

Die Vorschriften der ZPO über die Zwangsvolistreckung in Forderungen

und anderer Vermögenswerte sind sinngemâB anzuwenden.

Über $ 111 b Abs. 4 StPO finden die Vorschriften des $$ 102-110 StPO
entsprechende Anwendung.

b) Die Anordnung der Beschlagnahme

Gem. $ ille Abs. 1S. 1 StPOist für die Anordnung der Beschlagnahme
einer beweglichen Sache nur der Richter zustândig.

Bei Gefahr in Verzug ist auch die Staatsanwaltschaft gem. $$ 111 b Abs.

I MleAbs.1, 111 f Abs. 1 befugt die Beschlagnahme einer beweglichen
Sache anzuordnen. Der Betroffene kann nach $ Ili e Abs.25S.3 StPOinallen

Fâllen die richterliche Entscheidung beantragen. Ledigiich bei Gefahr in Ver-
zug sind die Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft zur Beschlagnahme von be-

weglichen Gegenstânden befugt ($ 111 e Abs. 15.2 StPO).

3. Die Kompetenz zur Einleitung und Durchführung der Vollstre-
ckungsmaBnahmen im Falle der Beschlagnahme nach Ş 111 f.

StPO bei beweglichen Sachen

a) Die Volistreckung der Beschlagnahme bei beweglichen Sachen

Gem. Ş Ill1 f Abs. 1 StPO führt die Staatsanwaltschaft die vom Gericht

oder von ihr selbst bei Gefahr in Verzug angeordnete Beschlagnahme aus.

İnnerhalb der Staatsanwaltschaft ist der Rechtspfleger zustândig ($ 31 Abs. 1

Nr. 2 RpflG).

 

14 Meyer/Gofner, StPOzuş$ lilbRn.4.
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Haben die Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft gem. $ 111 e Abs. 15.2

StPO die Beschlagnahme selbst angeordnet, so können sie diese Anordnung
selbst volistrecken 15,

'Die Vollistreckung erfolgi gem. $ 111 c Abs. 1 StPO, sobald der bewegli-

che Gegenstand von dem Vollstreckungsorgan (Staatsanwalt oder Hilfsbeam-

ter der StÂ) in Gewahrsam genommenist, versiegelt oder in anderer Weiser

kenntlich gemacht wird. Grundsâtzlich sollte die Beschlagnahme durch Weg-

nahme erfolgen, damit gewâhrleistet ist, dass die Sache nicht mehir beiseite

geschafft werden kann oder ein Dritter in den Besitz der Sache gelangt.

b) Die Wirkung der vollzogenen Beschlagnahme nach $ 111 c Abs. 5
StPO

Mit der Beschlagnahme von Gegenstânden als Verfalls- oder Einzie-

hungsgegenstânde bzw. mit der wirksamen Volistreckung des dinglichen Ar-

rests durch den Gerichtsvolizieheretc. tritt ein VerâuBerungsverbot im Sinne

des $ 136 des Bürgerlichen Gesetzbuches (als vorlâufiges Ziel sâmtlicher Si-
cherungsmahnahmen)ein.

Dieses VerâuBerungsverbot besagt, dass der Beschuldigte mit Zeitpunkt der

MaBnahme vermögensrechtlich nicht mehr über den Gegenstand verfügendart,d.

h. spâtere Verfügungen des Beschuldigten über den beschlagnahmten Gegenstand
sind gegenüber dem Staat unwirksam. Der Beschuldigte kann nach einer Be-

schlagnahme aufprund $$ 111 c StPO nicht mehi zum Nachteil des Staates verfü-

gen. Er kann den sichergestellten Gegenstand/Vermögenswert weder verâuBern,
verschenken noch anderweitig belasten.

Im Zuge dieser MaBnahmeist der Betroffene dieser MaBnahme darüber zu

belehren, dass nunfür ihn in Bezug auf die beschlagnahmten Gegenstânde ein
Verâu8erungsverbot eingetretenist.

e) Folgen der gerichtlichen Verfallsanordnung

Wird ein Gegenstand durch rechtskrâftiges Urteil für verfallen erklârt, so

wird gine Beschlagnahmeanordnung gegenstandslos, weil das rechtskrâftige

Urteil an ihre Stelletritt! 6.

Sieht das Gericht dagegen von der Anordnung des Verfalls ab, muss es in

seinem Urteil die Sicherstellungsma8nahme aufheben!7,

 

15 Pfeiffer, Stpo,zuş H1£.Rn. 1.
16 Karlsruher-Kommentar-Nack StPO zu şilleRn. 13, NSZ 1997, 301 (301).

17 Sehmid Winter “Vermögensabschöpfung in Wirtschaftsstrafverfahren, Rechtsfragen und
Praktische Erfahrungen “NSiZ 2002, 7 (10).
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Das Eigentum an dem Gegenstand geht nach $ 73 e StGBi.V.m.$ 60

Abs. 1 StVollistrO kraft Gesetzes- ohne weitere Volistreckungsakte - auf den

Staat über. Mit Rechtskraft des Urteils besteht nâmlich ein Anspruch des Staa-

tes auf Zahlung eines bezifferten Geldbetrages gegen den Verurteilten.

4. Verfall des Wertersatzes nach $ 73 a StGB

Das Gericht ordnet nach $ 73 a StGB den Verfall eines Geldbetrages an,

wenn der Verfall wegen der Beschaffenheit des Erlangten oder aus einem

anderen Grunde nicht möglich ist oder von dem Verfall eines Ersatzgegens-

tandes nach $ 73 Abs.2 S. 2 StGB abgesehen wird.

Der Geldbetrag muss dem Wert des Erlangten entsprechen!8. Bine solche

Anordnung trifft das Gericht auch neben dem Verfal! eines Gegenstandes,

sowelt dessen Wert hinter dem Wert des zunâchst Erlangten zurückbleibt.

Dies ist bspw. gegeben, wenn das Erlangte mit einer anderen Sache verbunden

($$ 946, 947 BGB) oderverarbeitet worden ist ($ 950 BGB)!9, wie es hâufig

bei Dealgelder derFallist.

Bsp. : Ein Dealer erhâlt für den Verkauf von BtM einen 20 € Geldschein,

die er in seine Hosentasche cinsteckt. Bei der anschlie8Benden Festnahme wer-

den bei ihm 3 x 20 € Geldscheine vorgefunden. Somit liegt eine ununter-

scheidbare Vermischung gem. $ 950 BGBvor.

Mit der Anordnung des Verfalis von Wertersatz entsteht ein staatlicher

Zahlungsanspruch gegen das legal erworbene, nicht inkriminierte Vermögen

des Tüters29.

Der Verfall von Wertersatz gem. $ 73 a StGB kommt nur in Betracht,

wenn das Erlangte im Tötervermögen nicht mehr nachweisbar vorhandenist.

Zu beachten ist, dass der Verfall des Wertersatzes keine Strafe ist. Es gibt
weder eine Ersatzfreiheitsstrafe, noch ist Anrechnung auf sie nach $ 51 StGB

möglich2!,

a) Notwendiger Inhalt eines dinglichen Arrestes nach $ 111 d Abs.2

StPO

Der dingliche Arrest ist ein schuldrechtlicher Titel, aus dem in das Ver-
mögen des Beschuldigten vollstreçkt wird.

Er darf zur Sicherung des Anspruchs des Staates angeordnet werden.

 

18 Kleinknecht/Meyer-Gossner, StGB zuş$ 73 aRn. İl.

İ9 Tröndle/Fischer, SIGB zu $ 73 aRn. 4.
20 Schönke/Schröder, StGB zu $ 73 a Rn.13.
21 Tröndle/Fischer, StGB zu $ 73 aRn. 2.
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Der Arrest sichert über die zum Zeitpunkt des Ürteilserlasses angefallenen

Verfahrenskosten hinaus auch die weiteren Kosten, die durch schon eingelegte

oder zu erwartende Rechtsmittel voraussichtlich entstehen werden, nicht aber

die Vollstreckungskosten (vgl. $ 111 d Abs. 1, S. 3 StPO). Zu berücksichtigen

sind auch die Kosten des Arrestverfahrens?2.

Für den Erlass eines dinglichen Arrestes und seiner Vollziehung gelten

$1l1d Abs. 2 StPO und einzelne Vorschriften aus dem 5. Abschnitt des

8. Buches der ZPO.

Danach muss jeder dingliche Arrest nach $ 917 ZPO den Arrestgrund und

die Arrestforderung (Verfall von Wertersatz) nach $ 920 ZPO benennen. Fer-

ner ist gem. $$ 923 ZPO der Geldbetrag festzustellen durch dessen Hinterle-

gung die Voliziehung des Arrestes gehemmt und der Schuldner zu dem Antrag

auf Aufhebung des vollzogenen Arrests berechtigi wird.

Der dingliche Arrest setzt die Besorgnis voraus, dass ohne seine Anord-

nung die künftige Volistreckung vereitelt oder wesentlich ersehwert werden

würde $ 917 Abs. I ZPO.

Diese Gefahr besteht dann, wenn zu erwartenist, dass die Arrestforderung

von einen Tüter, der sich schon durch die Straftat einen rechtswidrigen Ver-

mögensvorteil verschafft hat nicht mehr beigetrieben werden kann23, aber

auch dann wenn er seine Vermögensverhâltnisse verschleiert oder versteckt.

Gem. $ 920 Abs. I ZPO sotl das Arrestgesuch, die materielle Anspruchs-

grundlage, den Arrestanspruch sowie die Höhe des Anspruchs enthalten.

Da ein dinglicher Arrest seinem Charakter nach nur zur Sicherung einer
spâteren Vollistreckung dient, muss er stets auch die Möglichkeit der Abwen-

dung seiner Vollziehung enthalten. Diesem Gedanken trâgt $ 923 ZPO Rech-

nung, der besagt, dass im Arrestbefehl ein Geldbetrag festzusetzen ist, durch

dessen Hinterlegung die Vollziehung des Arrestes gehemmt und der Schuldner

zum Antrag auf Aufhebung des vollzogenen Arrestes berechtigt wird ($ 934

ZPO).

b) Die Sicherstellung von Gegenstânden durch dinglichen Arrest nach

$111bAbs.2StPO

Nach Ş 111 b Abs. 2 StPO können Gegenstânde im Vorverfahren durch

einen dinglichen Arrest nach $ 111 d StGB sichergestellt werden, wenn Grün-
de für dig Annahme vorhanden sind, dass die Voraussetzungen für den Verfall

von Wertersatz ($ 73 a StGB) vorliegen.
 

22 Meyew/Golner, StPOzZuŞ 111 dRn. 6.
23 Düsseldorf Rpfleger 91, 5. 216.
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$$ 1Ill d Abs. 2 SıPO verweist auf die sinagemâBe Anwendbarkeit der
Vorschriften der $$ 917, 920 Abs. 1 sowie der $$ 923, 928, 933, 932 und 934

Abs. 1 ZPO.

Der dingliche Arrest nach $ 111 b Abs. 2 StPO stellt den vorlâufigen Voli-
streckungstitel dar, der den Zugriff auf sonstiges Tâter-/ Schuldnervermögen
erlaubt.

Der dingliche Arrest setzt voraus, dass der Beschuldigte iner Straftat
dringend verdâchtgt ist und dringende Gründe für die Annahme vorhanden
sind, dass in dem Ürteil der Verfall oder die Einziehung von Wertersatz ange-

ordnet wird24,

İm Übrigen wird auf die Ausführungen zur Sicherstellung von Gegenstân-
den bei der Beschlagnahme nach Ş 111 b Abs. 1 StPO verwiesen,die auchfür
den dinglichen Arrestgelten.

aa) Anordnungdes dinglichen Arrests nach $ 111 e Abs. 1 StPO

Gem. ŞIl1 c Abs. 1 S. | StPO ist für die Anordnung des dinglichen Ar-

rests nur der Strafrichter, bei Gefahr im Verzuge auch die Staatsanwaltschaft
befugt.

Die Hilfsbeamten haben keinerlei Anordnungs- oder Durchführungskom-

petenzen, sie können den Erlass des dinglichen Arrestes lediglich bei Gericht

bzw. bei der Staatsanwaltschaft anregen.

bb) Kompetenz zur Einleitung und Durchführung der Volistre-

ckungsmafnahmen im Falle des dinglichen Arrestes nach $ 111f

StPO

Die Vollziehung des Arrestes ist Sache der Gerichte bzw. der Staatsan-

waltschaft (Rechtspfleger und Gerichtsvolizieher $ 111 f Abs. 3 StPO).

Bei beweglichen Gegenstânden ergibt sich aus $ IllfAbs.35S.I1StPOi.

V.m.Ş$Ş2ZAbs.1,Ş$1Abs.I Nr.lund2a JbçitrOi. V. m. $$ 451, 459g StPO

die Zustândigkeit der Staatsanwaltschaft.

Die Einleitung erfolgt dadurch, dass er sich selbst, einem seiner Hilfsbe-

amten (152 GVG) oder dem Gerichtsvollzieher einen Volistreckungsauftrag

erteilt.

Ist der Arrest zur Sicherung der Verfahrenskosten angeordnet worden, so
ist nach $$$ 1 Abs. INr.4,2 Abs. 1S. 11 JbeitO die Gerichtskasse zustândig.

 

24 Meyer-Gohner, StPOzu$ llldRn. 3.
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cc) Absehen vom Wertersatzverfall im Strafverfahren

Wird im Strafurteil nicht auf Wertersatzverfall erkannt, so endet der ding-

liche Arrest,falls dieser nicht aufgehoben wird, erst mit Rechtskraft des Straf-

urteils25.

dd) Folgen des gerichtlichen Wertersatzverfalls

Mit Rechtskraft des Urteils wegen WertersatzverfalIs steht dem Staat ge-

gen den Beschuldigten ein Zahlungsanspruch in festgesteliter Höhe zu. Dieser

Ansptuch bedarf der Vollstreckung, falis der Schuldner seine Schuld nicht
begleicht.

5. Schâtzung nach $ 73 b StGB

Die Vorschrift des $ 73 b SiGB ermöchtigt das Gericht, Werte, die für die

Anwendung der $$ 73, 73 a StGB maBgebend sind, zu schâtzen.

Schâtzung heiBt, dass sich der Richter vom Strengbeweis nach $ 244 StPO

befreien darf, sie modifiziert im İnteresse der Prozessökonomie die Aufklâ-

rungspflicht des Gerichts2, d. h. das Gericht soll von der schwierigen Frage
enthoben werden, bis ins einzelne gehende Feststellungen über Art und Um-

fang dem Verfall unterliegender Vermögenswerte zu treffen?7.

Die Schâtzungsgrundlagen und ihre Bewertung sind im Ürteil darzule-

gen28,

Die Schâtzung ist nur als Notbehelf mangels besserer Ermittlungsmög-

lichkeiten zu verstehen und kommt erst zum Zuge, wenn konkrete Feststellun-

gen ausgeschlossen erscheinen2? oder einen unverhâltnismâğigen Aufwand an

Zeit und Kosten forderm würden'

Für die Ermittlung der Schâtzungsgrundlage, nicht jedoch für die Schât-

zung selbst, ist der Zweifelsgrundsatz anzuwenden30,

In der Praxis wird hâvfig im Vorverfahren auf die Schâtzungsnorm zu-

rückgegriffen, wie z. B. beim Rauschgifthandel. Bei Rauschgiftgeschâften

kann bspw. der Einkaufspreis als Schâtzungsgrundlage dienen.

Die Schâtzung des Umfangs und des Wertes des Erlangten findet im

Rahmen der $$ 73 Abs. 1-44, 73 a sowie 73 dAbs.2 StGB Anwendung, wobei
 

25 NS1Z1997,301 (301).
26 Tröndle/Fischer, StGBzu $ 73 b Ran.la.
27 BGHNSIZ 1989, 361 (361).
28 BGHZ6,62(63).
29 BGHNSIZ 1989, 361 (361).
30 Siz 1989,361 8361).
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vom Bruttoprinzip auszugehenist. Geschâtzt werden kann aber auch die Höhe
des Anspruchs, dessen Erfüllung dem Tâter oder Teilnehmer das aus der Tat

erlangte entziehen würde ($ 73 Abs. 1 S. 2 StGB)3İ.

6. Unbillige Hârte nach $ 73 c StGB

Nach $ 73 c Abs. 1 S, 1 StGB darf der Verfall nicht angeordnet werden,

soweit es für den Betroffenen eine unbillige Hârte wâre.

Nach dem BGH3? ist diese Vorscbrift restriktiv auszulegen. An die unbil-
lige Hârte müssen hohe Anforderungen gestellt werden. Dieser unbestimmte
Rechtsbegriff, der die zwingende Vorschrift in die Nâhe einer Ermessensent-
scheidung rückt, bedeutet, dass der Verfall einmal den Betroffenen empfind-
lich trifft und dass diese Hârte Grundsâtze der Billigkeit verletzen würde, also

ungerecht wâre33.

Danach liegt eine unbillige Hârte nur dann vor, wenn die Verfallsanord-
nung beim Verurteilten zu erheblichen Schulden führt. Der BGH34 hat dazu
angeführt, dass eine Verfallsanordnung zu unterbleiben habe, soweit der Ver-
urteilte mit erheblichen Verfallsschulden belastet würde. Demnach ist eine

Vermögensaufstellung von Aktiva und Passiva des Betroffenen erforderlich,

die in der Regel von denpolizeilichen Finanzermittler geführt werden.

Nach dem BGH35 scheidet eine Verfallsanordnung bzw. ein Verfall von
Wertersatz nicht allein wegen der Tatsache aus, dass der Betroffene Sozialhil-

fe bezieht.

Eine Abschöpfung auf “Null “ist zulâssig und der vom Gesetzgeber vorge-
sehene Regelfall.

Die absolute Grenze liegt bei Vermögenslosigkeit des Angeklagten. Der
Wert des Erlangten ist daher i. d. R. noch vorhanden, wenn der Angeklagte

noch über Vermögen verfügt, das dem Wert des anzuordnenden Verfallsbetra-
ges entspricht oder ilin übersteigt.

Für die Berechnung des noch vorhandenen Vermögens ist es egal, ob das

verbleibende Vermögen inkriminiert oder legalist.

Soweit der Verfallsbetrag nicht durch vorhandenes Vermögen gedeckt und

der Wert des Erlangten nicht mehr vorhandenist, ist cine Ermessensenischei-

 

3! ackner/Kühl, SEGBzu$73bRn.1.
32 GHNSIZ 1995, 495 (495).
33 röndle/Fischer SEGB zu $73cRn.3.

34 GHNSIZ 1995, 495 (495).
35 GHSTV1995,5. 635.
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dung nach $ 73 c Abs. 1 S. 2 StGB eröffnet. Der BGH9 stellt dazu fest, dass
es bei der Frage, ob der Wert des Erlangten zur Zeit der Anordnung des Ver-

falls noch im Vermögen des Angeklagten vorhanden ist, nicht darauf an-
kommt, ob das vorhandene Vermögen einen konkreten oder unmittelbaren

Bezug zu der Straftat hat. Das Nichtvorhandensein des Wertes des Erlangten
im Vermögen des Betroffenen stellt für sich genommen gerade keine unbillige

Hârte dar. Darüber hinaus scheide eine Ermessensentscheidung aus, solange

und soweit der Angeklagte über Vermöğgen verfügt, das wertmâfig nicht hinter

dem anzuordnenden Verfallbetrag zurückbleibt. Allerdings muss der Wert als

solcher zur Zeit der Verfallsanordnung bestehen. Dem Gericht kommt daher

ein Ermessen gem. $ 73 cAbs.i5S.2 Alt. 1 StGB dann zu, wenn der Ange-

klagte über kein Aktivvermögen mehr verfügt.

Zahlungserleichterungen nach $ 42 StGB kann das erkennende Gericht
und spâter die Volistreckungsbehörde ($ 459 Abs. 2 StPO)vor allem in den

Fâllen von $ 73 a StGB bevwilligen.

7.$73dStGB erweiterter Verfall

Die Gewinnabschöpfungsmöglichkeit des $ 73 d StGB (erweiterter Ver-
fall) wurde durch Art. I Nr. 7 des Gesetzes zur Bekâmpfung des illegalen
Rauschgifthandeis und anderer Erscheinungsformen der organisierten Krimi-

nalitât (OrgKG) vom 15. Juli 1992, in Kraft getreten am 22. September 1992,

in das Strafgesetzbuch eingefügt. $ 73 denthâlt in seinem grundlegenden Abs.

1 eine Blankettnorm, also keine Vollregelung?7.

Der Regierungsentwurf38 und der Bundesratsunterausschuss Recht3? hal-
ten den erweiterten Verfall auch dann für anwendbar, wenn er Gegenstânde

erfasst, die aus einer aus rechtlichen Gründen nicht mehr verfolgbaren An-

knüpfungstat stammen, so bspw. wegen Verjâhrungseintritts.

Nach dieser Vorschrifi hat das Gericht bei bestimmten rechtswidrig be-

gangenen Delikten die auf $ 73 d StGB verweisen, den Verfall von Gegens-

tânden des Tüters oder Teilnehmers anzuordnen, wenn Umstânde die Annah-

me rechtfertigen, dass diese Gegenstânde für rechtswidrige Taten oder aus

ihnen erlangt worden sind ($ 73 d Abs. 15. 1 StGB).

Dabei ist wie beim verfall die tatsâchliche oder faktische Verfügungsge-

walt ausreichend. Der erweiterte Verfall ist demnach nur gegen den Tö-

 

36 GHNSIZ 2000, S. 480 ff, ; NSIZ-RR 2002, 5. 7.
37 atholnigg, Die Neuregelungen beim VerfalI, IR 1994, 353 (353).

38 T.Drucks. 11/6623,S.7.
39 AR-BRat, Prot. 4/90,S. 39.
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ter/Teilnehmer möglich und nicht wie bei $ 73 Abs. 3 StGB gegen einen unbe-

teiligten Dritten40. Eines dezidierten Nachweises bedarf es bei dieser Beweis-
erleichterung nicht, d. h. das Gerichtsoll nicht gezwungen sein,in cine umfas-
sende Prüfung der deliktischen Herkunft einzutreten.

Mit dieser MaRnahme wolite der Gesetzgeber das organisierte Verbrechen
an seiner empfindlichen Stelle, nâmlich der finanziellen Seite treffen. Es soll
ermöglichen, Gewinne, die durch kriminelle Machenschaften angehâuft wor-
den sind, wirksam abzuschöpfen, ohne dass von den Strafverfolgungsbehör-

den dafür im einzelnen der Nachweis des illegalen Erwerbs der betroffenen
Vermögensgegenstânde erbracht werden muss4!.

a) Verweisungsnorm

Voraussetzung für die Anwendung des erweiterten Verfalls ist zunâchst,
dass eine rechtswidrige Tat i. S.d. $ 11 Abs. | Nr. 5 StGB begangen worden
ist, die auf $ 73 d StGB verweist, Verschulden wird nicht vorausgesetzt*2. Der
Gesetzgeber ist davon ausgegangen, dass es sich belim erweiterten Verfali
nicht um eine Strafe, sondem um eine strafrechtliche MaBnahme eigener Art

handelt43.

Diese Katalogtat“4 ist dadurch gekennzeichnet, dass ihr ein besonders
schwerwiegendes Element, nâmlich das der bandenmâBigen oder der ge-
werbsmâfigen Begehung immanentist.

Die abzuurteilende Anknüpfungstat braucht keineswegs mit der Her-
kunftstat identisceh zu sein, aus der der Verfallsgegenstand erlangt worden

ist.

b) Überzeugungder illegalen Herkunft

Die Hinführung des erweiterten Verfalls gem. $ 73 d StGB soll die Lücken
der strafrechtlichen Gewinnabschhöpfung, die durch $$ 73, 73 a StGB entste-
hen schlie8en. Diese scheiterten in der Praxis höufig daran, dass der Zusam-

menhang zwischen der Straftat und dem Vermögensgegenstand nicht nachge-

wiesen werden konnte.

 

40 GHNSIZ 1995, 540 (540).
#L Peron, Vermögensstrafe und Erweiterter Verfall, IZ 1993, 5. 918 (918).

İZ Tröndle/Fischer, StGB zu $ 73 Rn. 6; Katholnigg, Die Neuregelung beim Verfall, IR
1994, 353 (354),

43 Begründung Bundestags-Drucks. 11/ 6623, S. 6.

44 BGHSt41, 278 (284).
45 Krey IR 92, 353 (357); WeBlau, SEV 1991, 226 (230).
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$ 73 d S(GB soll die Anordnung des Verfalls auch in den Fâllen ermögli-
chen, in denen der rechtmâBige Erwerb bei den Tatbeteiligten vorgefundenen

Vermögensgegenstânde nicht festgestelit werden kann, die Umstânde jedoch

die Annahme rechtfertigen, dass diese Gegenstânde aus der Begehung von

Straftaten herrühren bzw.für diese erlangt worden sind46,

Es ist also kein voller Nachweis der Herkunft nötig. Umstânde sind neben
Tatumstânden der angeklagten Tat, alle hinsichtlich der Einkommens- und

Vermögensverhâltnisse des Tâters relevanten Gegebenheiten, soweit sie das

Gericht im Rahmen seiner Amtsermittlungspflicht feststellen kann?. $.| ist
auch anzuwenden, wenn ein Gegenstand dem Tüter oder Teilnehmer nur des-
halb nicht gehört oder zusteht, weil er den Gegenstand für eine rechtswidrige
Tat oder ausihr erlangthat. $ 73 Abs. 2 StGB gilt entsprechend.

Ist der Verfall cines bestimmten Gegenstandes nach der Tat ganz oder
teilweise unmöglich geworden, so finden insoweit die $$ 73 a und 73 b StGB

sinngemâB Anwendung.

c) Rückwirkungsverbot

Der erweiterter Verfall erfasst nicht solche Vermögensgegenstânde, die
aus rechiswidrigen Taten stammen, die vor der Einführung des erweiterten
Verfalls durch das am 22. September 1992 in Kraft getretene OrgKG began-

gen worden sind. Das ergibt sich aus dem Rückwirkungsverbot48.

d) Zwingendes Recht

Bei der Vorschrift des $ 73 d StGB handelt es sich nach ihrem Wortlaut

her um zwingendes Recht. Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 vorlie-
gen49, muss der erweiterte verfall angeordnet werden.

e) Kein Strafmilderungsgrund

Die mit dem erweiterten Verfall verbundene Vermögenseinbusse ist in der
Regel kein Strafmilderungsgrund59. Dem steht nicht entgegen, dass bei der
Bemessung der Strafe zu berücksichtigen ist, welche Wirkungen von der Stra-

fe für das künftige Leben des Tüters in der Gesellschaft zu erwarten sind ($ 46

Abs.1S.2S(GB).

 

46 RegE, S. 8, Dreher/Tröndle St(GB zu $ 73 d Rn. 3; Krey/ Dierrlamm,

Gewinnabschöpfung und Geldwâsche, JR 1992,353 (357).

47 Begründung Bundestags-Drucks. 11/6623, 5. 7.
48 BGHSI41, 278 (284); NIW 1996, 136 (138).

, # Schönke/Schröder/ Eser, SEGBzu $ 73 d Rn.16.
50 Schönke/Schröder/Eser, StGB, $ 73d Rn.9a.
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Zwar bezieht sich dieses Gebot auf die Gesamtheit des Strafausspruchs;
setzt sich dieser aus einer Hauptstrafe und einer Nebenstrafe zusammen, so
kann deren Anordnung bei der Bemessung der Hauptstrafe mildernd ins Ge-

wicht fallen. Es liegt daher nahe, dass im Rahmen der Schuldangemessenheit
auch die Wirkung gleichzeitig verlingerter Massnahmen bei der Festsetzung
der Strafhöhe erwogen werden müssen.

Das gilt etwa für die Binziehung ($ 74 StGB), deren gleichzeitige Anord-
nung einen- ggf. in den Ürteilsgründen zu erörternden - Strafzumessungsgrund
bilden kann.

Der erweiterte Verfall dient wie bereits ausgefübrt der Gewinnabschöp-
fung und damit dem Ausgleich unrechtmâBiger Vermögensverschiebungen.
Dieser Zweck bestimmt seine Rechtsnatur.

$ 73 d StGBstelit keine Kriminalstrafe dar. Sie ist lediglich eine MaB-
nahme im Sinne des $ 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB,die nach systematischem Zu-

sammenhang und ratio legis eher den Mağregein der Besserung und Sicherung

(Prâvention) nâhersteht als der Kriminalstrafe (Repression)ö1.

Somit besteht kein Anlass, die Verfallsanordnung auf das Strafmass anzu-
rechnen.

P Verfassungsrechtliche Legitimation

. Die Regelung des erweiterten Verfalls erschien dem Gesetzgeber verfas-

sungsrechtliçh unbedenklich, soweit überwiegende Interessen des Gemein-
wohis, insbesondere im Hinblick auf die Bekâmpfung von schweren, für die
Rechtsgüter des Hinzelnen wie der Allgemeinheit besonders hochrangig ein-
zustufenden Gemeinwohlinteresse an einer wirksamen Bekâmpfung der Orga-
nisierten Kriminalitât Rechnung getragen werden. Einer effektiven Gewinnab-

schöpfung kommt nach dem Willen des Gesetzgebers eine besondere Bedeu-
tung zu, da es cin wichtiges Ziel im Kampf gegen die Organisierte Kriminali-
tât ist, ihr die finanzielle Basis zu entziehen.

Im Schrifttum ist der erweiterte Verfall auf verfassungsrechtliche Beden-
kengestoBen. Die Kritik stützt sich im Wesentlichen auf folgende Argumente:

aa) Verstof gegen Art. 14GG

Allgemein wird ein VerstoB gegen Art. 14 GG geltend gemacht, da beim
erweiterten Verfall auf einen konkreten Vermögensgegenstand zurückgegrif-

 

Sİ Dreher/Tröndle zu SUGB $ 73 d Rn.6; Erbach, NSIZ 1987, 486 (490).
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fen werde, ohne den vollen Nachweis zu führen, dass dieser Gegenstand nicht
unmittelbar dem Schutzbereich des Art, 14 GG unterliege”2.

Die Rechtfertigung für die strafrechtliche EHigentumssanktion wie der Er-
weiterte Verfall gem. $ 73 d StGB resultiert aus dem Gedanken der Grund-

rechtsverwirkung”3,

Eine derartige Verwirkung liegt in der Verwendung für kriminelle Zwecke
und in der Erlangüng durcl Straftaten vor, d. h. dass das Eigentum an Gegens-
tinden, die für Straftaten verwendet werden oder aus Straftaten stammen,

nicht schutzwürdig istİ,

Für die Grundrechtsverwirkung muss man jedoch zumindest im Grundsatz

einen konkreten und nachweisbaren kriminellen Zusammenhang verlangen.

Im Bereich des Betâubungsmittelhandels ist jedoch ein solcher Nachweis

typischerweise fast unmöglich. Daher sind die Erweiterungen des Verfalis
durçh den OrgKG geboten, da anderenfalIs cine Gewinnabschöpfung zur Be-
kâmpfung der OK durch das Institut des Verfalis weitestigehend unmöglich
wâre.

Man könnte den “Erweiterten Verfali “als Konkretisiering der “immanen-

ten Schranken “des Art. 14 GG begreifen”“.

Ohne die Gewinnabschhöpfung wöâre unsere freiheitlich-demokratische
Grundordnung gefâhrdet.

Sie ist somit zur Verteidigung der Rechtsordnung gegen die OK aus zwin-
genden Gründen unverzichtbar und mithin auch verhâltnismâfiğ.

Die Kritik verkennt damit das Gewicht des Erfordemisses des Rechtsfrie-

dens.

bb)Verstof gegen die Unschuldsvermutung, Art. 6 Abs.2 MRK

In der Anordnung des erweiterten Verfalis wird im Strafurteil ausgespro-
chen, dass der Angeklagte über die angeklagte Tat hinaus weitere Straftaten
begangen hat. $ 73 d StGB erfordert also nicht, dass die Straftaten, aus denen

, der Vermögensgegenstand mutmağlich herrübrt rechtskrâftig festgestelit sind.
Dies stelle ein VerstoB gegen die Ünschuldsvermutung dar. Die Unschulds-

vermutung untersage die Verhângung von Strafen und strafâhnlichen Sanktio-
 

52 Sirate, StVert 1992, 29 (33); Köhler/Beck, IZ 1991, 797(799); Krey/Dierlamm, IR 1992,
353, (358); Tröndle/Fischer, SIGB zu $ 73 d Rn4.

53 Eser, “Die strafrechtlichen Sanktionen gegen das Eigentum “, 1969,S. 170 ff. ; WeBlau
StrVert 1991, 226 (229).

54 BVerfGE 22, 387 (422).
5 Krey/Dicrlamm, “Gewinnabschöpfung und Geldwâsche “, JR 1992. 353 (258).
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nen ohne rechtskrâftigen Nachweis der Schuld56. Die Verfallsanordnung be-
ruhe also, auf der Unterstellung von Straftaten57. Der Verfall besitze insoweit
Strafcharakter und verstö8e damit gegen die Unschuldsvermutung des Art. 6
Abs.2 MRK.

Dagegen spricht jedoch, dass die Regelung des erweiterten Verfalls “ein

prozessordnungsgemâBes Verfahren zum Beweis des Gegenteils “erfordert,
“bevor wegen eines Tatvorwurfs Entscheidungen. getroffen werden, die die
Feststellung von Schuld erfordern*58,

Weiterhin erfordert der Erweiterte Verfall nicht die Feststellung von
Schuld, verbietet auch nicht Mapnahmen die bereits aufgrund iner bestimm-
tenVerdachtslage zulâssig sind oder die nur eine hypothetische Schuldbeurtei-

lung enthalten5?. -

Im Übrigen setzt der Erweiterte Verfall die Feststellung einer konkreten,
rechtswidrigen Tat voraus, zu derer lediglich bestimmte Rechtsfolgen regelt.

cc) Verstof gegen das Schuldprinzip

Auch wird ein VerstoB gegen das Schuldprinzip geltend gemacht, da der
erweiterte Verfall Strafcharakter besitze, zumal er nach dem Bruttoprinzip
angeordnet werde, Dem Betroffenen werde dadurch nicht nur illegal erlangte
Vermögensvorteile, sondem unter Umstönden legal erlangtes Vermögen ab-
genommen“0 Zudem verlange das Schuldprinzip, dass dem Töter Schuld und
Tat nachgewiesen werde. Hieran fehle es aber beim erweiterten Verfall.

Dieser werde gerade auch dann angeordnet, wenn die zugrundeliegenden

“Taten" nicht nachgewiesen werden können. Durch die Anordnung des
Erweiterten Verfalls werde öffentlich ineinem Strafurteil ausgesprochen, dass
der Betroffene über die angeklagte Tat hinaus weitere Straftaten begangenhat.

dd) Verstob gegen das Nemo-tenetur-Prinzip

Ferner wird ein VerstoB gegen das Nemo-tenetur-Prinzip geltend gemacht,

dass besagt, dass niemand gezwungen werden darf,sich selbst zu belasten.

 

56. BverfGE 19, 342 (347); 35,311 (320).

57 Köhler/Beck, “Gerechte Geldstrafe statt konfiskatorischer Vermögenssanktionen “, JZ
1991, 797 (799); Welau STV 1991, 226 (231); Perron, Vermögensstrafe und Erweiterter
Verfall, IZ 1993, 918 (919).

58 BVerfGE 74, 358 (370).
59 Krey, IR 1992, 353 (358).
©O Eser, Stree/Wessels-FS, 1993, 842 (845).
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Aus diesem Nemo-tenetur-Prinzip wird abgeleitet, dass für den Beschul-

digten aus seinem Recht, die Aussage zu verweigem, keine Nachteiligen
Schlüsse gezogen werden dürfen. In Fâllen des erweiterten Verfalls sei der
Beschuldigte mehr oder weniger gezwungen, Angaben über das ,,Erworbene”
zu machen,wili er in dessen Besitz bleiben. Aus seinen Angaben aber könnten
unter Umstânden nachteilige Schlüsse gezogen werden.

Der BGH râumt die im Schrifttum geâuBerten Bedenken dadurch aus, dass
er die Voraussetzungen für den erweiterten Verfall verfassungskonform ein-

schrânkt©i,

ee) Bescliluss des BGH vom 22. 11. 1994, Az.:45S1R 516/1994

“Die Vorschrift kann in Bezug auf die Anforderungen, die an den Nach-

weis der Herkunft, der von der Anordnung des erweiterten Verfalis erfassten

Gegenstândezu stellen sind verfassungskonform so ausgelegt werden9?, dass
ein Versto8 gegen die genamten Grundrechtsnormen nicht gegebenist. Nach

der gesetzlichen Regelung des erweiterten Verfalls hat das Gericht, wenn eine

rechtswidrige Tat, der durch die Rückverweisungsnorm bestimmten Art,(hier:
$ 33 Abs. 1 BtMG Tatbestandsalternative; unerlaubtes Handeln mit Betâu-

bungsmitteln in nicht geringer Menge) begangenist, ,,zwingend“©3 den Verfal
von Gegenstânden des Tüâters oder Teilnehmers auch dann anzuordnen, “wenn
sich rechtmâBige Çuellen nicht feststellen lassen (und) sich die Herkunft aus

rechtswidrigen Taten im Hinblick auf die Situation des Töters und sein Vorle-

ben einem objektiven Betrachter geradezu aufdröngt “©.

Die danach vom Gesetzgeber cinerseits vorausgeseizte, andererseits aber

auch für genügend erachtet, “ganz hohe Wahrscheinlichkeit“©5 der delikti-
schen Herkunft reicht aber nicht aus, die verfassungsrechtlichen Bedenken
auszurâumen.

Im Lichte der hier berührten Grundrechte sind deshalb erhöhte Anforde-
rungen an den Nachweis der Herkunft von deliktsverdâchtigen Vermögensge-
genstânden zustellen. Für die den Schuldspruch tragenden Feststellungen ist
in der Rechtsprechung anerkannt, dass selbst ein sehr hohes MaB an Wahr-
scheinlichkeit die notwendigetatrichterliche Überzeugung nichtersetzen kann.

 

Sl Beschluss vom 22, 11, 1994, Az. 4 SIR 516/94.
62 yel BVerfGE 48,40, 45.
63 Einzelbegründung des Regierungsentwurfs BT-Drucks. 11/ 6623, $.8.

64 BT.Drucks.2a0.S.7.

65 BT.Drucks. 11/6623,5.7.
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Die Anordnung des erweiterten Verfalls kommt in Betracht, wenn der Tat-
richter aufgrund erschöpfender Beweiserhebung und - Würdigung die unein-
geschrânkte Überzeugung gewonnen hat, dass der Angeklagte die von der

Anordnung erfassten Gegenstânde aus rechtswidrigen Taten erlangt hat, ohne

dass diese selbst im ginzelnen festgestelit werden müssten“6,

Gründe, die zu vernünftigen Zweifeln an einer deliktischen Herkunft von
Tâtervermögen Anlass geben, stehen der Anordnung des erweiterten Verfalis
dieser Gegenstânde nicht entgegen. Begründen mithin bestimmte Tatsachen
die nicht nur theoretische Möglichkeit, dass Vermögensgegenstânde des Tö-
ters aus anderen Çuellen als aus rechtswidrigen Taten stammen, so scheidet
die Anordnung des erweiterten Verfalls aus.

Das Problem bei der Anordnung des Verfalls liegt darin, dass die konkrete
Tat, aus der dem Verfall unterliegende Gegenstand herrührt, muss benennbar

sein.

Im Laufe der weiteren Ermittlungen sind die Umstânde, die die Annahme
rechtfertigen, dass das beschlagnahmte Vermögen aus (irgendwelchen)
rechtswidrigen Taten stammt entsprechend den allgemeinen strafprozessualen

Vorschriften zu ermitteln, woher der Tâter oder Teilnehmer den fraglichen
Gegenstand hat“7. Naturgemâ8 ist dabei auch Einlassungen des Tâters oder
Teilnehmers zur Herkunft des Gegenstandes nachzugehen,zulâssigen Beweis-
antrâgendazu stattzugeben©8,

Die Nachforschungspflicht hâlt sich in den Grenzen der Zumutbarkeit;
bloBe Schutzbehauptungen sind nicht anders zu behandeln als sonst im Straf-
verfahren99. Kommt das Gericht zu dem Ergebnis, dass der Tüter oder Teil-
nehmer den Gegenstand für die zur Verurteilung anstehende Stiraftat oder aus
ihr erlangt hat, so ordnet es den Verfall nach $ 73 d StGB an. Nur wenn die
Klârungsversuche des Gerichts zu keinem dieser Ergebnisse führen, sind die
Voraussetzungen des $ 73 d Abs. 1 5. 1 StGB zu prüfen. Weisen Tatsachen
darauf hin, dass Vermögensgegenstânde auch aus legaler OÇuelle stammen
könnten, scheidet eine Anwendung des $ 73 d StGB praktisch aus.

Die rechtswidrige Tat muss nicht verfolgbar sein. Auch das Fehlen der
Verfolgbarkeit bspw. wegen Verjâhrung ist unschâdlich?0.

 

S6 NSZ 2001, 419 (419),
67 Begründung, Bundestags-Drucks. 11/6623, $. 6.

68 Katholnigg, Die Neuregelungen beim Verfall, JR 1994,S. 353 (354),

69 Begründung, Bundestags-Drucks. 11/6623,S.6.

70 Begrindung, Bundestags-Drucks.11/6623,S. 7.
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Nach dem Regierungsentwurf7! ist diese Annahme gerechtfertigt, wenn
sich die deliktische Herkunftsmöglichkeit von allen in Betracht zu ziehenden

Möglichkeiten als die ganz überwiegend wahrscheinlichste darstelit. Es genügt
danach, dass sich bei mangelnder Feststellbarkeit von rechtmâBigen Einnalı-
megvellen die Herkunft aus rechtswidrigen Taten im Hinblick auf die Situati-
on des Tâters und sein Vorleben einem objektiven Betrachter geradezu auf-
drângt.

Trotz einiger Bedenkenhalte ich $ 73 d StGBfür verfassungsmâBig.

Ein Verfall auf Verdacht hâlt die Entwurfsbegründung wie bereits ange-
führt unter Hinweis auf überwiegende İnteressen des Gemeinwohls,insbeson-

dere im Hinblick auf die Bekâmpfung von schweren, für die Rechtsgüter des
einzelnen sowie der Allgemeinheit besonders gefâhrliche Kriminalitâtsformen,
die einen solchen Verfall “zwingend erfordem könnten “für verfassungsmi-
Big.

Gegenstânde im Sinne des erweiterten Verfalls sind alle Rechte oder Sa-

chen, die dem Tatbeteiligten zur Zeit der Entscheidung gehören oder zuste-
hen?2. Dies ergibt sich auch aus der Vorschrift des $ 73 d Abs. | S5. 2 S(GB,

der den erweiterten Verfall auch dann anordnet, wenn ein Gegenstand dem

Tâter oder dem Teilnehmer nur deshalb nicht gehört oder zusteht, weil er den
Gegenstand für eine rechtswidrige Tat oder ausihr erlangt hat.

Unter den erweiterten Verfal! fallen nach $ 73 d Abs. 1 5. 3 StGB auch die

gezogenen Nutzungen sowie die Gegenstânde, die der Tüter oder Teilnehmer
nach Überzeugung des Gerichts für oder aus rechtswidrigen Taten erlangt hat.

Ebenso die Surrogate, die an die Stelle des ursprünglich erlangten Gegens-
tandes getreten sind.

g) Wertersatz/Schâtzung nach $ 73 d Abs. 2 StGB

Nach Ş$ 73d Abs. 2 StGB gelten die zu $$ 73 a und 73 b StGB aufgeführ-

ten Regeln sinngemâB, soweit der Verfall eines bestimmten Gegenstandes
nach der Tat ganz oder teilweise unmöglich gewordenist73.

Nach der entsprechenden Bündestagsdrucksache/4 muss es sich hierbei
um Gegenstânde handeln, die bei Begehung der Anknüpfungstat beim Tüöter

noch vorhanden waren/5.

 

TI RegE; BT-Drucks. 11/6623,S. 7.
72 Teöndle /Fischer, StGB zu $ 73d Ran.11,; Katholnigg, 353 (354).
73 Tröndle/Fischer, StGBzu $ 73 d Rn.17.
74 BT.Drucks. 11/6623,S. 6.

v
w
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$ 73d Abs.2 StGB wird von BGH ebenfalls angewendet, soweit ein Ge-
genstand, der dem erweiterten Verfall nach $ 73 d Abs. 1 StGB unterfallen

wâre, nach der begangenen Anknüpfungstat ganz oder teilweise unmöglich
geworden ist, weil z. B. der Tâter einen Gegenstand an seine Freundin weiter-
gegeben hatte.

h) Mehrfache Verfallsanordnung nach $ 73 d Abs.3 StGB

Die Vorschrift verpflichtet das Gericht, bei einer Verfallsanordnung eine
bereits ergangene Anordnung zu berücksichtigen, d. h. ob derselbe Gegens-
tand von ciner vorausgegangenen Anordnung nach den $$ 73 ff. umfasst war.

Der mehrfache Zugriff auf denselben Gegenstand ist damit ausgeschlossen6.

i) Hârtereglung nach $ 73 d Abs. 4StGB

$ 73 d Abs. 4 StGB verpflichtet das Gericht zur sinngemöBen, nicht voli-
inhaltlichen Anwendung der Hârteregelung des $ 73 c StGB an, um damit dem

VerhâltnismâBigkeitsgrundsatz Rechnung zu tragen. Auf die bisherigen Aus-
führungen zu $Ş 73 c StGB wird verwiesen.

j) Sicherungselement/ Anordnungs- und Durchführungskompetenz

Analog zu MaB8nahmen nach $ 73 StGB.

$ 73d Abs. 1 StGB : Beschlagnahme nach $ 111 b Abs. 1 StPO (im übri-
gem vel. Ziffer HI Nr. 2 ff.)

$ 73d Abs. 2 StGB : Dinglicher Arrest gem. Ş 111 b Abs. 2 StPO (im üb-

rigem vgl. Ziffer TI Nr. 4a).

8. Die Einziehung gem. $ 74 StGB

a) Vorsützlich begangene Straftat

Ist eine vorsâtzliche Tat begangen worden, so können Gegenstönde, die
durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht

worden oder bestimmt gewesen sind, cingezogen werden. Die Vorschriften
der Einziehungstellen “Kann-Vorschriften “dar.

Die Tat muss strafbar sein, wenn auch vielleicht nur als vorbereitende ($
30 StGB) oder versuchte Tat; der Tâter/Teilnehmer muss mindestens vermin-

dert schuldfâhig gewesen sein.

Ünter den Voraussetzungen des Abs. 2 Nr.2 ist die Einziehung der Ge-
genstönde auch zulâssig, wenn der Tâter ohne Schuld gehandelt hat.

 

75 Schönke/Schröder/Eser StGB zu $73d Rn 14.
76 Tröndle/Fischer, StGB zu $ 73d Rn. 18.
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b) Einziehungsgegenstand

Gegenstânde können eingezogen werden,d. h. nicht nur Sachen, sondem

auch Rechte an Sachen (Hypotheken) vor allem aber Forderungen (Bankgut-
haben) die bei der Tatbegehung eine bestimmte Rolle gespielt haben.

Die Einziehungist nur zulâssig, wenn:

a) die Gegenstândezur Zeit der Entscheidung dem Tüter oder Teilnehmer
gehören oder zustehen (auch Gegenstânde,die der Tatbeteiligte erst nach der

Tat, aber noch vor seiner Aburteilung erworben hat)

oder

b) die Gegenstânde nach ihrer Art und den Umstânden die Ailgemeinheit
gefihrden oder die Gefahr besteht, dass sie zur Begehung rechtswidriger Taten
dienen werden. (Bsp. : Sprengstoffe, Gifte, radioaktives Material, Betâu-
bungsmitteletc.).

e) Tatprodukte (sog. instrumente producta)

Hierunter fallen nur Gegenstânde,die entweder ihrer Entstehung oderihre
gegenwârtige Beschaffenheit der Tat verdanken.

d) Tatmittel(sog. instrumenta sceleris)

Unter die begriffliche Bestimmung kann nahezu jeder Gegenstand fallen,
bspw. Geld für den Erwerb von BtM; das von Beamten nicht angenommene
Bestechungsgeld, Handy als Einziehungsgegenstand, wenn er im Eigentum

des Beschuldigten steht und der Verdacht besteht, dass das Handy zur Tataus-
führung genutzt wurde. In der Gerichtsverhandlung wird Einziehung angeord-

net,

Doch muss es hier mindestens zu einem strafbaren Versuch gekommen

sein, und zwar der Tat, für die die Sache bestimmt war7?.

Die sog. Beziehungsgegenstânde der Tat werden nicht von Abs. 1 erfasst,
d. h. solche Sachen und Rechte, die nicht Werkzeug für die Tat, sondern der
notwendige Gegenstand der Tat selbst 'aber nicht deren Produkt sind78 z. B.

Betâubungsmittel nach $ 33 BIMG”9.

Sie unterliegen der Einziehung nur dann, wenn eine Vorschrift ausdrück-
lich auf $ 74 StGB verweist (z. B. $ 33 BEMG,hinsichtlich des Erlöses aus
dem BtM-Verkauf. Einziehbar nach Abs. 1 sind aber nicht solche Gegenstân-

de, die lediglich im Zusammenhang mit der Tat stehen, z. B. bei der Tat
 

7İ BGH 10,28; (28 ff)
78 BGH10,(2886).
79 NSZ 1991, 496 (496).
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vorschriftswidrig benutzte Gegenstânde, sondermn nur solche, die darüber hin-
aus nach der Absicht des Tüters als eigentliches Mittel der Verwirklichung
eines Straftatbestandes eingesetzt werden39.

Beispielsweise wird anlâsslich einer Telefonüberwachung ein Gespröch
abgehört, in dem der A mit B ein Betâubungsmittelgeschâft abspricht. A âu-
Bert hierbei, dass das zum Ankauf von Heroin erforderliche Geld i. H.v. 100.
000 Euro bei seiner Bank bereit liege.

Die geführten Verkaufsverhandlungen erfüllen bercits die Straftat des
Handeltreibens mit BIM gem. $ 29 a Abs. | Nr. 2 BtMG.Es wâre somit mög-
lich, das Geld einzuziehen,da es für den Ankauf von Heroin bestimmiist.

Bei der Sirafbemessung muss der Wert des zugleich eingezogenen Ge-
genstandes des Angeklagten berücksichtigt werden. Das Gericht muss im
Rahmen der Strafzumessungserwâgungen zu erkennen geben, dass es eine
Gesamtschau vorgenommen hat und dass es sich des Charakters der Einzie-
hung als Nebenstrafe bewusst war und insgesamt zu giner schuldangemesse-
nen Reaktion gelangtist.

Die Einziehung wirkt im Hinblick auf die Hauptstrafe “faktisch strafmil-
dernd “die VermögenseinbuBe muss im Rahmen der Strafzumessung berück-
sichtigt werden3!.

Gem. $ 74 e StGB geht mit Rechtskraft des Urteils das Eigentum an der
Sache oder dem eingezogenen Recht auf den Staat über.

Sind die Tatprodukte oder Tatmittel zum Zeitpunkt der Entscheidung des
Gerichts nicht mehr vorhanden, kann auch hier in Form der Einziehung von
Wertersatz ($ 74 c StGB) Zugriff auf das Legalvermögen genommen werden
(analog zum Wertersatzverfall)

$ 74 S1GB : Beschlagnahme nach $ Iilb Abs. 1 StPO (im Übrigen vgi.
Ziffer 4. 2 ff).

9. Erweiterte Voraussetzungen der Einziehung,$ 74 a StGB

$ 7da StGB: Beschlagnahme nach $ 1llb Abs. i StPO (im Übrigen vgi.
Ziffer NI Nr. 2 ff).

10. Einziehung von Wertersatz, $ 74 c StGB

Hat der Tâter oder Teilnehmer den Gegenstand, der ihm zur Zeit der Tat
gehörte oder zustand und auf dessen Einziehung hâtte erkannt werden können,
vor der Entscheidung über die Einziehung verwertet, namentlich verâuGert

 

80 BGH10,(294).
8I BGH Beschluss vom 13. 07. 1955-4 SIR 349/1995.
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oder verbraucht, oder hat er die Einziehung des Gegenstandes sonst vereiteli,

so kann das Gericht die Einziehung eines Geldbetrages gegen den Tâter oder

Teilnehmer bis zu der Höhe anordnen, die dem Wert des Gegenstandes ent-

sprich.

Der Wert des Gegenstandes und der Belastung kann geschdizi werden.

Mit Rechtskraft des Urteils besteht also ein Anspruch des Staates auf Zah-

lung eines bezifferten Geldbetrages gegen den Verurteilten.

Voraussetzung ist, dass der Gegenstand der dem Tüter oder Teilnehmer

zum Zeitpunkt der Tat gehörte, beim Urteilsspruch nicht mehir vorhandenist.

11) Sicherungselement, Anordnungs- und Durchführungskompetenz
Dinglicher Arrest nach $ 1lib Abs. 2 StPO (im Übrigenvgl. Zifter

TI Nr. da ff).

12. Vermögensstrafe, $ 43 a StGB

Die Vermögensstrafe gem. $ 43 a StGB wurde nach Art. 1 Nr. 2 des Ge-

setzes zur Bekâmpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Entschei-

dungsformen der Organisierten Kriminalitât (OrgKG) vom 15. Juli 1994, in
Kraft getreten am 22. September 1992in das Sirafgesetzbuch eingefügt.

Nach dieser Vorschrift kann das Gericht bei bestimmten Delikten, neben

einer lebenslangen oder iner zeitigen|Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren

auf Zahlungeines Geldbetrages erkennen ($ 43 a Abs. 1 $. 1 StGB). Auf'die
Vermögensstrafe gem. $ 43 aStGB wird hier nicht nâher eingegangen. Die

Vermögensstrafe gem. $ 43 a StGB ist vom BVerfG mit Ürteli vom 20. Mârz

2002 (2 BVR 794/95) für verfassungswidrig erklârt worden, da sie das Be-

stimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG verletze und damit nichtig sei. Das
strafrechtliche Bestimmtheitsgebot gilt nach überwiegender Ansicht nicht für

den Straftatbestand, sondem auch für die Strafdrohung.

Die Vermögensstrafe als Geldstrafe sei von bedenklicher Unbestimmtheit,
da sie weder nach unten noch nach oben absolut begrenzi sei, sondem allein
durch die Höhe des Vermögens des Töters beschrânkt werde.

Der Wert des Vermögensstelle keine bestimmte Strafandrohung dar. De$
Weiteren lasse das Gesetz offen, wie die Umrechnung, der an sich verwirkten

Freiheitsstrafe in eine Vermögensstrafe und umgekehrt, zu geschehen habe.

13. Ermittlungen zur. Erlangung von Erkenntnissen über das Vermö-
gen von Tatverdâchtigen

Nach Ş 111 b Abs. 3 StPO gelten die Vorschriften über die Durchsuchung
(102-110 StPO) auchfür die Ermittlung und Sicherstellung von Gegenstânden
zum Zweck.der Vermögensabschöpfung.
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Grundbuchâmter, Register, Finanzverwaltung usw. können um Auskunft
ersucht werden, ,

Zwar schützt das Steuergeheimnis ($ 30 AO) vor der Offenbarung steuer-
licher Sachverhalte, Ausnahmen sindjedoch in $ 30 Abs. 4 und 5 AO enthal-
ten. Erlaubt sind Mitteilungen in Fâllen illegaler Beschâftigung und Schwarz-
arbeit sowie bei Missbrauch von Subventionen und Sozialleistungen3?2, als
auch Mitteilungen bei Bestechungs- -und Schmiergeldern gem. Ş$ 4 Abs. 4
Abs. 5 Nr. 10 S. 2 EstG83,

Offenbart werden dürfen auch Fâlle, in denen ein zwingendesöffentliches
İnteresse zur Offenbarung besteht, $ 30 Abs. 4 Nr. 5 AO).

IV. Probleme in der Praxis

1. Gewinnabschöpfung bei Betrögen unter der Bagatellgrenze

Geringfügige Betrâge dürfen nach $ 111 Abs. 1 S. 3 S(PO nicht durch Ar-
rest gesichert werden. ©

Geringfügig ist ein Betrag dann, wenn der Verwaltungsaufwand, den die
Erwirkung und Vollziehung des Arrests erfordem würde, in keinem angemes-
senen Verhâltnis zur Bedeutung der Sache stünde3$, Geringfügig wird in der
Regel anzunehmen sein, wenn die zu sichernde Forderung 125 € nicht über-
steigt33,

 Diese Vorschrift dient dem Schutz des Beschuldigten; auf seine Vermö-
gensverhâltnisse kommt es dahernicht an.

Probleme ergeben sich auch bei der (dauerhaften) Abschöpfung von Be-
trâgen unter 250 Euro, die der Polizei besonders bei BtM- Kriminalitât als
Instrument der “Verârgerung “der Dealer dient.

Für Meldungen zur Gewinnabschöpfung an LKA und BR sowiefür Ziel-
vereinbarungen sind diese Betrâge nicht relevant und werdennicht gemeldet.

Der Aufwand zur Durchführung dieser erforderlichen MaBnahmestellt bei
Betrâgen unter 250 Euro einen unverhâltnismâBig hohen Arbeitsaufwand dar,
der nicht in Relationsteht. Sie ist deshalb nicht gerechtfertigt.

Des weiterem liegt auch kein Arrestgrundi. S.d. $ 917 ZPO vor.

 

82 Klein/Rüsken (o.Fn.38),$30Abs.4Nr.2,10,15;$30Abs.4Nr.2A0i.V.m.$3la
A0,

83 NSZ 2002,S.11.
84 Pfeiffer StPOzuŞUldRn.3.
85 Meyer-GoBner, StPOzuŞşllidRn. 7.
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Bei beobachteten Übergaben muss wie bereits ausgeführt das Dealgeld als

Verfallsgegenstand nach $ 73 Abs. I StGBi. V.m.$ 98und$ş Ill bSıPO

beschlagnahmt werden.

Zur Durchführung der Beschlagnahme von weiterem, sich beim Dealer be-

findlichem Geld von unter 250 Euro,ist zu Zeit keine rechtliche Möglichkeit ge-

geben.

Es können nur Geldscheine als Beweismittel beschlagnahmt und in Wertver-

wahrung als Beweismittel genommen werden, die tatsâchlich einem Deal zuge-

ordnet werden können und die Übergabe genau dieser Geldscheine beobachtet

wurde. Diese Geldscheine müssen getrennt verwahırt werden, z. B. in kleinen

Tütchen. Diessoll cine Vermischung in der Gerichtskasse unterbinden.

Weiteres noch beim Dealer aufgefundenes Geld verbleibt bei der Person,

bzw. muss wieder ausgehündigt werden, obwohl es offensichtlich aufgrund
der Stückelung, ebenfalls aus Rauschgiftgeschâften stammıt.

Die meisten (geschâtzt 85 9o) der Tatverdâchtigteri, bei denen im Zusam-

menhang mit Rauschgiftgeschâften Geld sichergestelit wird, erheben gegen

die Sicherstellung keinen Widerspruch. Es ist also möglich, das im Zusam-

menhang mit Rauschgiftgeschâften verwendete Geld sichergestellt werden

kann, um den Betrag dann in der Gerichtsverhandlung mit Zustimmung der

Tatverdâchtigen für verfallen zu erklâren. ($$$ 111 b SıPO, 917 ZPO). Ob-

wohies sich nicht um Gewinnabschöpfung i. S. d. $$ 73 ff StGB wegen Ver-

falls oder erweiterten Verfalis handeli, ist die Sicherstellung gecignet, als “lâs-

tige MaBnahme “den Zwecken der Polizei Rechnung zu tragen.

Ein gegensâtzlicher Effekt könnte allerdings danncintreten, wenn sich he-

rumspricht, dass die MaBnahme nicht in jedem Fall aufrechterhalten werden

kann und das Geld in der Gerichtsverhandlung ausgehândigt werden muss,

falls der Tatverdâchtige sein Einverstândnis verweigert.

Die Beschlagnahme von mutmaBlichem Dealergeld im erweiterten Verfali

ist grundsâtzlich nicht möglich, da es sich hier rechtlich um cine Sicherstel-

lung von Wertersatz handelt. Diese darf durch die Polizei nicht per Gefahr in

Verzug vorgenommen werden.

Für die Beschlagnahme wöre ein Eilantrag der Staatsanwaltschaft zwecks

Erlangung eines Pfândungsbeschlusses und die Herbeiführung eines Gerichts-

vollziehers erforderlich.

2. Umsetzung des $ 7 a AsylbLG

a. Allgemeines

Am Ol. 09, 1998 trat die zweite Ânderung des Asylb.G Hamburg in
Kraft.
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Der $ 7 a AsylbLG Hamburg gibt dem Sozialamt das Recht, einem Leis-
tungsberechtigtem, der staatliche Leistungen nach den Asylbi.G erhâlt, die

Vermögenswerte abzunehmen,die einen gewissen Betrag übersteigen.

Gem. dem Grundsatz des $ 7 AsylbLG sind staatliche Leistungen erst in

Anspruch zu nehmen, wenn der Betroffene eigenes, verfügbares Vermögen

aufgebraucht hat. Fin Verstob gegen diese Vorschrift zieht jedoch kein Bu8-

geldverfahren nachsich.

$ 7 a AsylbLG Hamburg soll bei dem Personenkreis Anwendung finden,
deren Vermögenssituation in ginem offenkundigen Missverhâltnis zu der eines

regulâren Leistungsbeziehers nach dem AsyibLG steht.

b. Personenkreis

Die Bestimmungen des $ 7 a Asylbi.G Hamburg finden Anwendung bei

Personen, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz enthalten.
Diese sindPersonen mit:

- einer Aufenthaltsgestattung nach dem AsylbLG

- einer Aufenthaltsbefugnis nach $$ 32, 32 a AuslG

- einer Duldung nach $ 55 AuslG bzw.vollziehbar Ausreisepflichtige.

Im Rahmen der Bekâmpfung der Rauschgiftkriminalitât auf öffentlichen
- Strassen und Plâtzen hat die Polizei zu diesen Personen Kontakt.

Es ist bekarnt, dass besonders bei schwarzafrikanischen Drogendealem

Geldbetrâge von der Polizei gefunden/festgestellt werden, die nicht durch
Ansparung von Geldleistungen nach dem AsylbLG stammen können.

Wennes sich eindeutig um einen VerstoB gegen das Betöubungsmittelge-
setz (BtMG) handelt, kann und wird mutma8liches Drogengeld auch weiterhin

von der Polizei beschlagnahmt.

Öfter werden jedoch bei diesen Personen (i. d. R.tatverdöchtigen

“Kleindealer” Bargeldbetröge fest- und sichergestellt, die mit den Regeln
des AsylbLG nicht vereinbar sind.

Bei Geldern, deren unmittelbare deliktische Herkunft beweisbar erscheint,

erlauben die einschlâgigen strafprozessualen Regelungen wie bereits ausge-

führt das Einbehalten. Dieses Geld gelangt selten über eine “Rücknahme der
Bewilligungsbescheide/Erstattung “mit Hilfe bspw. eines “dinglichen Arrestes
“in die Kasse des Sozialhilfetrâgers, weil im Rahmen giner Straftat das Gericht
anordnet, dass dieses Geld der Justizbehörde zusteht. Das Sozialamt muss
dann den Betrag stunden, weil mit einer Rückzahlung nicht zu rechnenist.
Meist erfolgt irgendwann die Ausreise und es ist dann nur noch formal über
die ehemalige Forderung zu entscheiden.
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Hâufig kann jedoch das Bargeld nicht sicher einzelnen Taten zugeordnet
werden bzw. es kann lediglich recht sicher unterstellt werden, dass die Mittel
aus nicht nâher konkretisierbaren Rauschgiftdelikten in der Vergangenheit

stammen. Vor diesem Hintergrund wurde überlegt, dass eine rechtlich ein-
wandfreje Möglichkeit ergriffen werden sollte, den Drogendealerm Bargeld
abzunehmen, dass unmöglich aus Grundleistungen nach dem AsyibLG
stammt. Es sollte unerheblich sein, ob dem Betroffenen zum Zeitpunkt der

Überprüfung der Polizei ein konkreter VerstoB gegen das BİMG nachgewiesen

werden kann.

In diesen Fâllen kann das Bargeld nur aufgrund cines dinglichen Arrests
vorlâufiger - d. h. bis zu ciner abschlieBenden gerichtlichen Entscheidung -
einbehalten werden.

Diesist bei gröBeren Betrâgen i. d. R. unproblematisch; scheitert jedoch
gerade bei den in der Praxis überwiegenden Fâllen (Betrâge zwischen 250 und
600 Euro) an ecinem fehlenden Arrestgrund i. S. d. $ 917 ZPO.

Dies hat zu Folge, dass den Tatverdâchtigten enisprechende Bargeldbetrö-
ge wieder ausgehândigt werden müssen.

V. Rechtsnorm

Vor diesem Hintergrund hat das Landeskriminalamt Hamburg in Zusam-
menarbeit mit dem Sozialamt der Stadt Hamburg am 14. 11. 2002 eine

“Richtlinie zur Anwendung des $ 7 a Asylbewerberleistungsgesetz (A-
syibLGY”erarbeitet.

Diese Vorschrift soll den Sozialâmtem vertreten durch den Oberbürger-
meister erlauben, Erstattungsansprüche zu sicherm und damit zu bewirken,
dass der Betroffene Vermögen, über das er Verfügen kann entsprechend den
Vorgaben des $ 7 vorrechtliche Grundlage von Leistungen nach dem AsylbLG
für sich und seine Familienangehörigen zweckwidrig aufbraucht. Zur Siche-

rung seiner Forderung leitet das Sozialamt die Ansprüche des Betroffenen auf

sich über ($ 7 Abs. 3 AsylbLGi. V. m. $ 90 BSHG).

Die Anordnung der Sicherheitsleistung kann ohne vorherige Volistre-

ckungsanordnung im Wege des Unmittelbaren Zwanges erfolgen.

Die Erfahrung zeigt, dass es keine nennenswerten Schwierigkeiten gibt,
wennlediglich dieses Geld sichergestelit und vereinnahmt wird im Sinne des $

7 a AsylbLG. Die Betroffenen haben keine

(weiteren) Sanktionen zu befürchten. Es handelt sich eher um çine “Geld-

verwaltung “, die in diesen Fâllen akzeptiert wird.
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Zu beachtenist jedoch, dass $ 7a AsylbLG keine Inanspruchnahme für die
gezielte Suche nach Bargeld oder für den Bruch des Gewahrsams des Betrof-
fenen an dem Geld darstelit.

Das Geld kann nur dann vom Sozialamt sichergestelit werden, wenn es be-

reits aus anderen (polizei- oder strafprozessrechtlichen) Gründen in den poli-
zeilichen Gewahrsam gelangt ist.

$ 7a AsylbLGi. V. m. $3 Abs. 2 SOG Hamburg gibt der Polizei im Rah-
men ihrer Bilzustöndigkeit die Möglichkeit des direkten Zugriffs auf das Geld
für die Sozialâmter ($ 7a AsylbLG i. V. m. $ 3 Abs. 2a SOG Hamburg). Die
Polizei hat gem. $ 1 PolGu. a. die Aufgabe,Straftaten zu verhüten, bzw. die
Fortsetzung bereits begonnener Straftaten zu verhindem. Sie kann gem. $ 43

PolG NW Gegenstönde sicherstellen, um eine gegenwörtige Gefahr abzuweh-
ren.

Soweit die Geldbetrâge innerhalb der üblichen Geschâftszeiten sicherge-
stellt wurden, ist die zustândige Stelle des Sozialamtes zu informieren, das

daraufhin die Sicherheitsleistung anordnet.

Die Volistreckung erfolet durch die Polizei (Amtshilfe gem.54 und 5

VwWİG) auf cin entsprechendes Ersuchen des Sozialamtes.

Ünter Ziffer 4. 5 der Richtlinie wird klargestelit, dass dem Leistungsbezig-
her nach dem AsyIbLG kein Schonvermögen zusteht, d. h. vorhandenes Ver-
mögen ist voll zu verwerten. Diese Norm bietet daneben die Möglichkeit,
Vermögen über Amtshilfe von befugten Vollzugsbeamten (Polizei) zu sichem.

Aus Effektivitâtsgesichtspunkten wurde festgelegt, dass entsprechende
Mafnahmen nur dann erfolgen, soweit das festgestellte Barvermögen den
monatlichen Leistungssatz (225, - Buro für den Haushaltsvorstand um mindes-
tens 75, - Euro übersteigt).

Aus logistischen Gründen erfolgt bislang kein entsprechender Zugriff auf
zuzuordnende Sachwerte und Wertgegenstânde wie etwa Kraftfahrzeuge. In
diesen Fâllen erfolgt lediglich eine umfassende Dokumentation,die das Sozi-
alamt nachfolgend in die Lage versetzt, den Wert auf künitüğe Leistungen
anzurechnen.

Diesgilt auch für Fölle, in denen lediglich das Vorhandensein vonn Bargeld
festgestellt wurde, ohne dasses zur Sicherstellung kam.

$ 7 a AsylbLG findet unabhângig von festgestellten VerstöBen gegen das
BIMG (“Dealgeld “) Anwendung. Hier erfolgt die Beschlagnahme weiterhin

nach $ 111 b ff. StPO im Hinblick auf Verfali und Einziehung.
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Fraglich ist, ob diese Vorschrift auch in NRW anwendbarist. Dies ist je-

doch zu vermeinen. NRW hat eine derartige Regelung nicht erarbeitet. Folglich

mangelt es an einer Ermâchtigungsgrundlage für den Zugriff der Polizei.

1. Verfall bzw. Verfall ven Wertersatz bei mehreren Tatbeteiligten

Die Tatbeteiligten sind gesondert zu prüfen, ob diese etwas i. S.d. $ 73 ff.

StGB erlangt haben. Mittâter die aus der Tat nichts erlangt haben, gegen diese

dürfen keine AbschöpfungsmaBnahmen angeordnet werden.

2. Eine gesamtschuldnerische Haftung mehrerer Tatbeteiligter i. S.

d. $ 73 Abs. 1 StGBin voller Höhe erfordert eine Mitverfügungs-

gewalt aller Beteiligten an dem Erlangten36.

Streitig ist, ob der Verfall/Verfall von Wertersatz gegen mehrere Tatbetei-

ligte als Gesamtschuldner angeordnet werden kann, wenn spâter der Vermö-

gensvorteil unter ihnen aufgeteilt wird37.

Das Wesen der Mittâterschaft sowie dessen Sinn und Zweck erfordem es,

in einem solchen Falle auf Verfallerklârung gegen die Vorteilsempfânger in

Gesamthaftung zu erkennen. Die Mittöter wollen die Tat als eigene; deshalb

sind sie als eine Gemeinschaft zu betrachten. Andernfalis wâre es z. B. mög-

lich, dass die Mittâter die Verfallserklârung gegen jeden von ihnen dadurch

 vereiteln, dass sie Angaben darüber verweigem,in welchem Verhâltnis sie die

erhaltenen Gelder untereinander aufgeteili haben.

3. Eine gesamtschuldnerische Haftung mehrerer Tatbeteiligter im

Sinne des $ 73 Abs. 1 StGB in voller Höhe erfordert cine Mitver-

fügungsgewalt aller Beteiligten an dem Eriangtem

Streitig ist, ob der Verfall/Verfall von Wertersatz gegen mehrere Tatbetei-

ligte als Gesamtschuldner angeordnet werden kann, wenn spâter der Vermö-

gensvortcil unter ihnen aufgeteilt wirdöğ.

Das Wesen der Mittâterschaft sowie dessen Sinn und Zweck erfordem es,

ın einem solchen Falle auf Verfallerklirung gegen die Vorteilsempfânger in

Gesamthaftung zu erkennen. Die Mittâter wollen die Tat als eigene; deshalb

sind sie als Gemeinschaft zu betrachten. Anderenfalls wâre es zum Beispiel

möglich, dass die Mittâter die Verfallserklârung gegen jeden von ihnen da-

durch vereiteln, dass sie Angaben darüber verweigem, in welchem Verhâltnis

sie die erhaltenen Gelder untereinander aufgeteilt haben.

 

86 NSıZ.RR 1997, 262 (262); NIW 1957, 1078 (1079).
87 NIW 1957, 1078 (1079).
88 NIW 1957, S. 1078 (1079).
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Nachwort:

Zur effektiven Umsetzung der geschilderten Bekâmpfungskonzepte brau-
chen wir klare Gesetze und Regelungen über die Bildung und den Einsatz
nationaler Ermittlungsgruppen.

Im Rahmen einer nationalen Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehör-
den sind kurze Wege insbesondere bei der Rechtshilfe in Strafsachen unver-
zichtbare Vorbedingungen für eine wirksame Bekâmpfung der Betâubungs-
mittelkriminalitât.

Bereits jetzt zeichnetsich ab, dass die in den letzten Jahrenergriffenen or-
ganisatorischen MaBnahmen dazu beitragen, den Bürgerinnen und Bürgem

des Landes auch vor Drogenhandel den Schutz zukommen zu lassen,der ih-

nen durch unsere Verfassung garantiert wird. Die dargesteliten Bekâmpfungs-
konzepte stellen bedeutsame Schritte in diese Richtung dar. Unsicherheiten
ergeben sich jedoch bei Handlungs-/ Ma8nahmeverfahren.

Vorzuschlagenist, dass sich alle Beteiligten auf Grundzüge eines Verfah-
rens ginigen, damit derartige Unsicherheiten in Zukunft vermieden werden.




